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Die Woche im Bundestag

Sehr geehrte Damen und Herren,

diese Woche im Deutschen Bundestag stand ganz

im Zeichen der schwierigen Situation in der Euro-

päischen Währungsunion: Griechenland befindet

sich in einer besonderen finanziellen Krise und

kann sich am Markt nicht mehr ausreichend finan-

zieren. Die 15 übrigen Staaten des Euro-

Währungsgebietes und der Internationale Wäh-

rungsfonds sehen sich genötigt, durch die Vergabe

von Darlehen in Höhe von 110 Milliarden Euro in

den kommenden drei Jahren eine Zahlungsunfä-

higkeit Griechenlands, die die Finanzstabilität in der

gesamten Europäischen Währungsunion gefährden

würde, abzuwenden. Bei dem im Deutschen Bun-

destag engagiert und heftig diskutierten „Wäh-

rungsunion-Finanzstabilitätsgesetz“ geht es nicht

darum, dass unmittelbar Geld aus dem Bundes-

haushalt zur Verfügung gestellt wird. Vielmehr wird

der Kreditanstalt für Wiederaufbau ermöglicht, Dar-

lehen aufzunehmen, die sie mit einem Zinsauf-

schlag an Griechenland weitergibt. Somit entstehen

für Deutschland zunächst überhaupt keine Kosten.

Mit dieser Maßnahme soll die Wettbewerbsfähig-

keit Griechenlands in den nächsten drei Jahren

wieder hergestellt werden. Die erste Lesung des

Gesetzes fand an diesem Mittwoch nach der Re-

gierungserklärung von Bundeskanzlerin Angela

Merkel statt. Es gehe um nicht mehr und nicht we-

niger "als um die Zukunft Europas und damit um

die Zukunft Deutschlands in Europa", sagte die

Bundeskanzlerin in ihrer Regierungserklärung. Sie

stellte außerdem klar, für die in Rede stehenden

Kredite „bürgt in letzter Konsequenz der Steuerzah-

ler, also wir alle". Im Gegenzug hat sich Griechen-

land zu umfassenden Eigenanstrengungen und

harten Maßnahmen verpflichtet. Die Umsetzung

des Programms der griechischen Regierung wird

vierteljährlich vom Internationalen Währungsfonds

überwacht und die Auszahlung weiterer Kredittran-

chen daran geknüpft. Im ersten Jahr werden 8,4

Milliarden Euro Kredite der KfW gegeben, in den

beiden folgenden Jahren noch einmal 14 Milliarden

Euro. Angela Merkel rief die Debatte um den Beitritt

Griechenlands zur Eurozone im Jahr 2000 in Erin-

nerung. Damals habe es Skepsis und Zweifel ge-

geben. CDU und CSU haben dem Beitritt Grie-

chenlands damals nicht zugestimmt. Auch der Vor-

sitzende der Unionsfraktion Volker Kauder stellte in

der sich an die Regierungserklärung anschließen-

den Debatte fest, dass Griechenland im Jahr 2000

aus politischen Gründen aufgenommen worden sei.

Er verlangte neue Regeln in der EU für eine geord-

nete Insolvenz für Euro-Staaten, die von Zahlungs-

unfähigkeit bedroht sind. Zukünftig dürfe es bei ei-

ner Entscheidung, wer Mitglied der Europäischen

Union oder Mitglied der Eurozone werde, nur nach

klaren Fakten und nicht nach politischen Überzeu-

gungen gehen. "Es darf keine Geschenke geben,

wenn es um die Stabilität unseres Euro geht", sag-

te der Fraktionsvorsitzende. Nach Beratungen im

federführenden Haushaltsauschuss wurde die Vor-

lage in zweiter und dritter Lesung an diesem Frei-

tag abschließend im Deutschen Bundestag debat-

tiert. Der Hauptredner der Union, Bundesfinanzmi-

nister Wolfgang Schäuble, bezeichnete die

deutsche Griechenland-Hilfe im Umfang von bis zu

22,4 Milliarden Euro als alternativlos. Mit dem

Hilfspaket würden die gemeinsame europäische

Währung und das europäische Projekt insgesamt

verteidigt. Jede andere Alternative sei viel teurer

und viel riskanter. Schäuble rief erneut auch die

SPD auf, gemeinsam mit der schwarz-gelben Koa-

lition und den Grünen für das Paket zu stimmen.

Leider vergeblich – die SPD, die im Jahr 2000 den

Beitritt Griechenlands zur Euro-Zone forcierte, woll-

te dem von der christlich-liberalen Koalition eingeb-

rachten Gesetz zum Erhalt der Stabilität der Wäh-

rungsunion und damit den international abgestimm-

ten Maßnahmen zur Stabilisierung des Euro nicht

zustimmen und enthielt sich mehrheitlich der Stim-

me. Ebenfalls an diesem Freitag gab nach dem

Bundestag dann auch der Bundesrat mehrheitlich

seine Zustimmung für die Griechenlandhilfe.

Anpassung der Solarvergütungssätze

In zweiter und dritter Lesung hat der Deutsche

Bundestag in dieser Woche das Gesetz zur Ände-

rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes verab-

schiedet. Mit diesem Gesetz wird der Ausbau der

Photovoltaik weiter vorangetrieben, etwa durch die
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Verdoppelung des Ausbauzieles. Zugleich wird die

im Koalitionsvertrag vereinbarte Senkung der Über-

förderung der Photovoltaik infolge stark gesunke-

ner Modulpreise umgesetzt. Die beschlossene An-

passung der Vergütungssätze für Photovoltaikan-

lagen zum 1. Juli 2010 macht endlich Schluss mit

einer Überförderung, die den Investoren Traum-

renditen und den Verbrauchern steigende Strom-

preise beschert hat. Für die Zukunft gilt: Die Solar-

branche soll ein wichtiger Eckpfeiler der Stromver-

sorgung aus erneuerbaren Energien werden. Ge-

rade deshalb muss die Förderung stärker darauf

abzielen, die Hersteller von Photovoltaikanlagen

international wettbewerbsfähig zu machen. Die bis-

herige Förderstruktur des EEG setzte zu sehr auf

bloßes Mengenwachstum und förderte damit

hauptsächlich ausländische Hersteller. Diese lie-

fern bereits heute 60 Prozent der in Deutschland

installierten Module. Deutschland muss die Tech-

nologieführerschaft in der Solarbranche zurückge-

winnen. Nur so lassen sich auf Dauer sichere Ar-

beitsplätze in unserem Land erhalten. Die be-

schlossene Novellierung des EEG ist nur ein erster

Schritt auf dem Weg in Richtung einer stärker auf

Marktintegration und Innovation ausgerichteten

Förderung der erneuerbaren Energien.

Job-Center-Reform

In erster Lesung hat sich der Deutsche Bundestag

in dieser Woche mit den Gesetzentwürfen zur Än-

derung des Grundgesetzes und zur Weiterentwick-

lung der Organisation der Grundsicherung für Ar-

beitsuchende beschäftigt. Die bisherige erfolgrei-

che Arbeitsvermittlung aus einer Hand soll in eine

verfassungsgemäße Form überführt werden. Das

ist eine wichtige Voraussetzung für die Bewältigung

der Langzeitarbeitslosigkeit. Für die Arbeitsuchen-

den und ihre Familien herrscht damit ebenso Klar-

heit und Sicherheit wie für die Mitarbeiter in den

Verwaltungen. Es ist vorgesehen, dass die Bun-

desagentur für Arbeit und die Kommunen im Regel-

fall in gemeinsamen Einrichtungen, den Jobcen-

tern, zusammen arbeiten und ihre Leistungen aus

einer Hand erbringen. Daneben werden die beste-

henden Optionskommunen dauerhaft abgesichert.

Zur angestrebten Organisationsreform betonte der

Rastatter Abgeordnete und kommunalpolitische

Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Peter

Götz: „Unser Ziel ist eine gleichberechtigte und

partnerschaftliche Zusammenarbeit von Kommu-

nen und Bundesagentur für die Arbeit vor Ort. Die

im christlich-liberalen Koalitionsvertrag beschriebe-

ne Kompetenz und Erfahrung der Kommunen

kommt so bestmöglich zum Tragen.“

Herzliche Grüße

Ihr

Kurz notiert ! kurz notiert ! kurz notiert !

Termine (Auswahl)

Samstag, 09. Mai

10:00 Uhr Grußwort zur Eröffnung der 21. Ba-

den-Württembergischen Jugend-

kunstschultage 2010, Stadtforum

Bad Saulgau

Montag, 10. Mai

10:00 Uhr Infrastrukturkonferenz „Breitband-

versorgung im ländlichen Raum“ in

Sigmaringen

14:00 Uhr Infrastrukturkonferenz „Breitband-

versorgung im ländlichen Raum“ in

Balingen

17:00 Uhr Kreistagssitzung Zollernalbkreis, Ba-

lingen

Dienstag, 11. Mai

18:00 Uhr Feierlicher Apell auf dem Rathaus-

platz zur Verabschiedung von Solda-

ten des Führungsunterstützungsre-

giments 29 in den Einsatz nach Afg-

hanistan, Sigmaringen
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Mittwoch, 12. Mai

10:30 Uhr 175-Jahr-Feier des Schwarzwälder

Boten mit Ministerpräsident Stefan

Mappus MdL in der ehemaligen Au-

gustiner-Klosterkirche, Oberndorf am

Neckar

19:30 Uhr Grußwort bei der Vertreterversamm-

lung der Volksbank Heuberg

Donnerstag, 13. Mai, Christi Himmelfahrt

19:00 Uhr Jubiläums-Historienspiel der Firma

Eisele, Sigmaringen-Laiz

Freitag, 14. Mai

08:30 Uhr EU-Schulprojekttag der Bundesre-

gierung: Besuch des Gymnasiums

Gammertingen

20:00 Uhr Jahreshauptversammlung der CDU

Schwenningen mit Neuwahlen

Montag, 17. Mai

10:30 Uhr Sitzung des CDU-Landesvorstand,

Stuttgart

20:00 Uhr Sitzung der CDU-Landesgruppe Ba-

den-Württemberg, Berlin

17. – 21. Mai

Sitzungswoche im Deutschen Bundestag

Wirtschaftsjunior Jens Busch bei

Thomas Bareiß

Der Wirtschaftsjunior

Jens Busch war ver-

gangene Woche im

Rahmen des 16.

Know-How-Transfer

der Wirtschaftsjunio-

ren Deutschland mit

dem Deutschen Bun-

destag Gast im Bun-

destagsbüro von

Thomas Bareiß. Ge-

meinsam mit dem

Abgeordneten be-

suchte er Arbeitsgruppen- und Ausschusssitzun-

gen, nahm an Termine teil und besuchte politische

Veranstaltungen. So bekam Jens Busch praktische

Einblicke in den politischen Alltag und konnte se-

hen, wie Politik gemacht wird und Entscheidungen

zu Stande kommen.

Besuch in der Hauptstadt

Die Kreisverbände Sigmaringen und Zollernalb des

Deutschen Roten Kreuzes reisten für vier Tage in

die Bundeshauptstadt. „Berlin erleben“ lautete das

Motto der Reise. Das bunt zusammengewürfelte

Programm bot eine Menge Abwechslung: Eine

Führung in der Gedenkstätte Deutscher Wider-

stand gehörte ebenso dazu wie ein Besuch im

ehemaligen Stasigefängnis Hohenschönhausen.

Höhepunkt der Reise war die Diskussion mit dem

Abgeordneten Thomas Bareiß sowie die anschlie-

ßende Teilnahme an einer Plenarsitzung. Natürlich

durfte auch eine Informationsveranstaltung in der

Landesvertretung Baden-Württemberg nicht fehlen

und die Stadtrundfahrt sowie eine Spreefahrt run-

deten das Programm ab.


